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Europa Aktuell 8/2023 

 
 
Kongress: Neuer Präsident aus Belgien 
 
Im Rahmen der Plenarversammlung Ende Oktober wählte der Kongress der Gemeinden und 
Regionen beim Europarat einen neuen Präsidenten. Mit Marc Cools aus der Brüsseler Gemeinde 
Uccle folgt ein Vertreter der Lokalkammer auf den Niederländer Leen Verbeek.  
 
Die Plenarsitzung in Straßburg diente der Erneuerung aller Leitungsfunktionen. Neben Marc 
Cools, langjähriger Stadtrat von Uccle und Co-Berichterstatter für den österreichischen 
Monitoringbericht im Jahr 2020, wurden auch die Präsidenten von Lokal- und Regionalkammer 
neu bestellt. In der Lokalkammer wurde Bernd Vöhringer, Oberbürgermeister von Sindelfingen 
für weitere zweieinhalb Jahre im Amt bestätigt, in der Regionalkammer gab Landtagspräsident 
Harald Sonderegger die Vorsitzführung ab, engagiert sich aber weiterhin als Vizepräsident.  
 
Der Kongress steht nach dem Gipfel von Reykjavik vor neuen Herausforderungen, da er 
Zuständigkeiten im Bereich der Menschenrechte übernimmt. Eine Studie des Gerichtshofs hatte 
bestätigt, dass eine effektive Umsetzung von Urteilen nur durch Einbeziehung der lokalen Ebene 
zu erreichen sei.  
 
https://www.coe.int/en/web/congress/presidency 

 
 
Wiederherstellungsverordnung – Verhandlungen abgeschlossen 
 

Mit der Wiederherstellungsverordnung ist ein Kernstück des Grünen Deals ausverhandelt. Städte 
und Gemeinden ab einer bestimmten Größe müssen für einen Zuwachs an städtischem Grün 
sorgen, natürliche Beschattung soll forciert werden.   
 
Die Wiederherstellungsverordnung soll Ökosysteme zu Land und zu Wasser in einen guten 
Zustand versetzen und in Städten für mehr Grün und natürliche Beschattung sorgen. Allgemeines 
Ziel ist, bis 2030 20% der Land- und Meeresgebiete und 30% der Lebensraumtypen 
wiederherzustellen, die Ziele steigen bis 2050 auf 90% der Lebensräume an. Vorrangig sollen in 
den Jahren bis 2030 NATURA 2000-Flächen zum Zug kommen, Verpflichtungen für Landwirte und 
private Grundeigentümer – dies wurde v.a. bei der Wiedervernässung von Mooren heiß diskutiert 
– gibt es nicht mehr. Insgesamt kommt der innerstaatlichen Umsetzung und Lösungsfindung eine 
große Rolle zu, ein Sieg des Subsidiaritätsprinzips.  
 

mailto:oegemeindebund@
https://rm.coe.int/4th-summit-of-heads-of-state-and-government-of-the-council-of-europe/1680ab40c1
https://www.coe.int/en/web/congress/presidency
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Dies betrifft auch die städtischen Ökosysteme, die nationalen Wiederherstellungspläne 
bestimmen, ob es bei der Definition von Städten, Kleinstädten und Vororten gemäß 
Kommissionsvorschlag bleibt oder Begrünungs- und Beschattungsziele v.a. für Zentren, Ortskerne 
und peri-urbane Gebiete gelten sollen. Das Grünflächenverlustverbot für Städte gilt ab 
Inkrafttreten der Verordnung, d.h. 2030 muss es gesamtstaatlich gleich viel städtisches Grün 
geben wie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung, voraussichtlich Anfang 2024. Von 
dieser Berechnung können Stadtzentren und Ortskerne mit einem Grünflächenanteil über 45% 
und mehr als 10% Baumüberschirmung ausgenommen werden. Ab 2031 muss es gesamtstaatlich 
einen positiven Aufwärtstrend bei städtischem Grün geben, der Aufwärtstrend für die 
Baumüberschirmung gilt für jede einzelne betroffene Kommune.  
 
Aus Gemeindesicht letztlich ein gutes Ergebnis, das auch Umsetzung und Überwachung 
vereinfacht, wenn Städte und Gemeinden gemeinsam an einem Strang ziehen. Wie sich die 
Verordnung insgesamt auf Raumordnung und Flächenwidmung, insbesondere in 
Flusseinzugsgebieten und trocken gelegten Mooren im öffentlichen Eigentum auswirken wird, 
bleibt noch abzuwarten.  
      
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/nature-restoration-council-and-
parliament-reach-agreement-on-new-rules-to-restore-and-preserve-degraded-habitats-in-the-eu/ 

 
 
Waldüberwachungsverordnung vorgeschlagen 
 
Nach der bereits in Verhandlung befindlichen Bodenüberwachungsrichtlinie hat die EU-
Kommission nun auch eine Waldüberwachungsverordnung vorgeschlagen. Es geht v.a. um 
bessere und vergleichbare Daten über den Zustand europäischer Wälder. Dafür stellt die 
Kommission einerseits Satellitendaten zu Verfügung, andererseits sollen die Mitgliedstaaten 
selbst Daten erheben.  
 
Ziel ist es, Wälder resilienter zu machen sowie forstwirtschaftliche Planung und die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu erleichtern. Die Kommission begründet den Vorschlag 
u.a. mit den 900.000 Hektar Wald, die letztes Jahr Opfer von Waldbränden wurden.   
 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_5909 

 
 
Ratsschlussfolgerungen zum ländlichen Raum 
 
Die spanische EU-Präsidentschaft hat ländlichem Raum und demografischem Wandel zahlreiche 
Sitzungen gewidmet und Ende November Ratsschlussfolgerungen zur Zukunft dazu verabschiedet.  
 

mailto:oegemeindebund@
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/nature-restoration-council-and-parliament-reach-agreement-on-new-rules-to-restore-and-preserve-degraded-habitats-in-the-eu/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/nature-restoration-council-and-parliament-reach-agreement-on-new-rules-to-restore-and-preserve-degraded-habitats-in-the-eu/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_5909
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Spanien ist vom demografischen Wandel besonders betroffen, der ländliche Raum im Hinterland 
ist dünn besiedelt und die autonomen Regionen versuchen mit unterschiedlichsten Maßnahmen, 
grundlegende Dienstleistungen aufrecht zu erhalten und Anreize gegen Abwanderung zu 
schaffen. Sitzungen fanden bewusst nicht nur in den großen Metropolen statt, das auswärtige 
Präsidium des Ausschusses der Regionen etwa tagte in Logroño. Auch dort standen ländlicher 
Raum und demografischer Wandel im Zentrum der Debatten, Ratsschlussfolgerungen zur Zukunft 
des ländlichen Raums sollen das Thema gesamteuropäisch wieder in den Fokus rücken.  
 
Der Rat spricht sich darin u.a. für die Umsetzung des Rural Proofing aus, also einer speziellen 
Folgenabschätzung für EU-Initiativen, wobei dies auch auf nationaler und regionaler Ebene 
sinnvoll ist, wie Irland und einige spanische Regionen vorzeigen. Zwischen Behörden sowie 
zwischen EU-Politiken und Förderprogrammen sollte größere Kohärenz hergestellt werden, um 
den ländlichen Raum besser zu unterstützen. Anfangen könnte man bei Gemeinsamer Agrar- und 
Kohäsionspolitik.   
 
Die Schlussfolgerungen sprechen viele Punkte an, die man bereits aus der Langzeitvision oder 
einschlägigen Debatten kennt. Wirklich verbindlich sind sie nicht, weshalb zu befürchten ist, dass 
der ländliche Raum weiterhin prioritär als Spielwiese der GAP gesehen wird. Andererseits zeigen 
nationale oder regionale Projekte, dass selbst eine steuerliche Besserstellung dünn besiedelter 
Gebiete EU-rechtlich möglich ist, d.h. der Ball liegt ohnehin im Spielfeld der Mitgliedstaaten.  
 
Der Gemeindebund verfolgt die Diskussionen seit Jahren. Gemeinsam mit dem europäischen 
Dachverband CEMR bemängeln wir regelmäßig, dass EU-Politik v.a. für große Einheiten gedacht 
wird.  Dies führt nicht nur zu ungleich größeren Herausforderungen in der Umsetzung von 
Richtlinien und Verordnungen, auch Förderprogramme, die Gemeinden bei ebendieser 
Umsetzung unterstützen sollen, haben oft Einwohnerschwellenwerte, die Gemeinden im 
ländlichen Raum nie erreichen.  
 
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2023/11/20/ 

 
 
Arbeitsprogramm 2024 – Weniger Vorschläge, mehr Abschlüsse 
 

Ein letztes Mal vor den EU-Wahlen hat die Von der Leyen-Kommission ein Arbeitsprogramm 
vorgelegt. Der Abschluss laufender Verhandlungen hat Priorität, bei den neuen Initiativen behält 
der Gemeindebund die Vorschläge zu Wasserresilienz und den Klimazielen 2040 im Auge.  
 

Die letzten Monate dieser EU-Kommission sind angebrochen, nach den EU-Wahlen wird es eine 
neue Kommission, mit neuen politischen Prioritäten geben. Deshalb fällt das Arbeitsprogramm 
2024 überschaubar aus, man hält sich mit Vorschlägen zurück und wird einen Schwerpunkt auf 
den Verhandlungsabschluss laufender Dossiers legen.  

mailto:oegemeindebund@
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2023/11/20/
https://commission.europa.eu/publications/2024-commission-work-programme-key-documents_de
https://commission.europa.eu/publications/2024-commission-work-programme-key-documents_de
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Aus Gemeindesicht erwähnenswert: Kommunale Abwasserrichtlinie, Abfallrahmenrichtlinie, 
Verpackungsabfallrichtlinie, Bodenbeobachtungsrichtlinie, Luftqualitätsrichtlinie, 
Gebäuderichtlinie, Mikroplastikeindämmung, Gigabitinfrastruktur-Verordnung. Insgesamt will 
die Kommission bis April 2024 154 in Verhandlung befindliche Dossiers abschließen. 
Demgegenüber stehen 15 neue Initiativen, davon drei nicht-legislative Vorschläge zum Grünen 
Deal. Das bereits veröffentlichte Windkraftpaket ist eher für die überörtliche Ebene von Relevanz, 
die 2040-Klimaziele und die Hochwasser, Dürren und andere Extremereignisse umfassende 
Mitteilung zur Wasserresilienz fallen aber wieder in den Wirkungsbereich der Gemeinden. 

mailto:oegemeindebund@

